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Verkündet 23£3 054am 14o Dezember 1956
I Justizangeet,

als Urkundsbeamter dfcr 
Geschäftsstelle,

J m  R a m e n  d e s  V o l k e s  
In dem Rechtsstreit

des Schlossers 
O M B  über 

in S bei

Klägers, Berufungsbeklagten 
und Revisionsklägers,

- Prozeßbevollmächtigters Rechtsanwalt Dr.
gegen

den Mechänl 
üb eil* B

in bei

Beklagten, Berufungskläger 
und Revisionsbeklagten,

Prozeßbevollmächtigters Rechtsanwalt Dr,

hat der VI«. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs auf die 
mündliche Verhandlung vom 14c Dezember 1956 unter Mit­
wirkung der Bundesrichter Dr=Kleinewefers, Dr.Engels, 
Martin, Hanebeck und Dr. soäe

für Recht erkannt *
Auf die Revision des Klägers wird das Ur­

teil des 7• Zivilsenats des Oberlandesgerichts 
in Köln vom 7. Juli 1955 aufgehoben.

Die Sache wird zur anderweiten Verhand­
lung und Entscheidung, auch über die Kosten der 
Revision, än das Berufungsgericht zurückverwie­
sen«

Von Rechts wegen
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Tatbestands

Am 6. Juni 1951 befuhren die Parteien mit ihren 
Kleinkrafträdern von je 200 ccm Hubraum die für den Kraft­
fahrzeugverkehr gesperrte Verbindungsstraße zwischen 
dem Scherfbachtal und der Straße Voiswinkel-Odenthal? 
der Kläger kam vom Scherfbachtal her und fuhr in Rich­
tung Voiswinkel, während der Beklagte - mit der Zeugin 

auf dem Soziussitz - aus der entgegengesetzten 
Richtung kam«, Die Sicht'war für beide Wahrer behindert, 
weil - alles in Fahrtrichtung des Klägers gesehen - die 
stark ansteigende Verbindungsstraße eine Rechtskurve bil­
det und auf ihrer rechten Seite hohes Getreide stand, 
so daß sich entgegenkommende Fahrer nur auf kurze Ent­
fernung sehen konnten, Die Parteien stießen ungefähr 
am Scheitelpunkt der Kurve zusammen und wurden ver­
letzt, Der Kläger hat nach seiner Darstellung Dauerschä­
den davongetragen, ist erwerbsunfähig und bezieht eine 
Unfallrente seiner Berufsgenossenschaft»

Er beansprucht ein angemessenes Schmerzensgeld 
und die Feststellung der Schadenersatzpflicht des Be­
klagten, Das Landgericht hat für erwiesen erachtet, daß 
der Beklagte die linke Straßenseite benutzt habe; es hat 
den Schmerzensgeldanspruch dem Gründe nach für gerecht­
fertigt erklärt und die begehrte Feststellung vorbehalt­
lich des Übergangs auf Öffentlich-rechtliche Versicherun­
gen getroffen. Auf die Berufung des Beklagten hat das 
Oberlandesgericht die Klage abgewiesen, weil die Ent­
stehung des Unfalls nicht mehr aufzuklären seic Die
Revision des Klägers, deren Zurückweisung der Beklagte 
beantragt, erstrebt die Wiederherstellung des landge­
richtlichen Urteils.



Entscheidungsgründe g

1. Was die Revision gegen die Beweiswürdigung des 
Berufungsgerichts vorbringt, vermag das angefochtene Ur­
teil nicht zu gefährden.

Bas Berufungsgericht hat aus den Bekundungen der 
von ihm vernommenen Zeugen 0 1 ^ ^  die Über­
zeugung geschöpft, daß das Rad des Beklagten, das beide Zeu­
gen kurz nach dem Unfall gesehen haben, beim Zusammen­
stoß entgegen der Annahme des Landgerichts nicht frontal, 
sondern seitlich links beschädigt worden ist. Einer aus­
drücklichen Erörterung des Umstandes, dass zwischen der 
Wahrnehmung und .der Aussage der Zeugen mehrere Jahre ver­
gangen sind, bedurfte es nicht; denn ersichtlich erachtet 
das Berufungsgericht die Erinnerung der Zeugen in mögli­
cher Würdigung gleichwohl als zuverlässig* Hat daher das 
Berufungsgericht auf Grund der Bekundungen der Zeugen 
eine Feststellung über die Beschädigungen am Rade des Be­
klagten treffen können, so kommt es auf die Beweislast und 
die Rechtsprechung hierzu nicht mehr anc

Die Würdigung der Aussage der Zeugin Tessmer über 
die Lage der Räder nach dem Unfall ist nach Ansicht der 
Revision von der Auffassung des'Berufungsgerichts über die 
Beschädigung am Kraftrad des Beklagten beeinflußt. Das 
wäre indessen nicht zu beanstanden, weil die Feststellung 
der Art der Beschädigung keinen rechtlichen Bedenken un­
terliegt. Im übrigen stellt der von der Revision hervor- 
gehobene Hinweis nur eine das Urteil nicht tragende Hilfs­
erwägung für den Fall dar, daß man die - aus anderen Grün­
den für unzuverlässig erachtete - Aussage der Zeugin als 
richtig unterstellte

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


- 4 - ti

Das letztere gilt schließlich auch hinsichtlich 
des Gutachtens des Sachverständigen Schneider, der übri­
gens entgegen dem Vortrag der Revision nicht von einer 
bestimmten Auffassung über die Beschädigungen am Kraft­
rad des Beklagten ausgeht, sondern lediglich die Möglich­
keit erörtert, daß der Beklagte den Kläger nicht frontal, 
sondern seitlich in einem stumpfen Winkel angefahren hat, 
und zu dem Ergebnis gelangt, daß die vermutliche Lage 
der Räder nach dem Unfall keine Schlüsse auf den Hergang 
zuläßt «.

2S Bei der rechtlichen Würd-igung seiner somit bin­
denden Feststellungen hat das Berufungsgericht indessen 
unberücksichtigt gelassen, daß der Beklagte, indem er 
mit seinem Kraftrade die für jeden Kraftfahrzeugverkehr 
gesperrte Verbindungsstraße befuhr, gegen § 3 Abs 1 
StVO verstossen und damit ein Schutzgesetz im Sinne von 
§ 823 Abs 2 BGB verletzt hat, das der Sicherheit aller 
Verkehrsteilnehmer zu dienen bestimmt ist, Dieser Ver­
stoß ist auch eine der Ursachen des Unfalls gewesene Al­
lerdings hat der Kläger das Verkehrsverbot ebenfalls 
schuldhaft übertreten* Ein solches mitwirkendes Verschul­
den vernichtet seine Ersatzansprüche jedoch nicht ohne 
weiteres, sondern begründet nur die Notwendigkeit einer 
Abwägung nach § 254 BGB (vgl BGH VI ZR 251/53 vom 
26. Januar 1955<'VRS 8, 248 Nr, 109 * VersR 1955, 183).
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Pie Erörterung der für die Abwägung wesentlichen Um 
stände gehört in das Verfahren über den Grund des 
Klageanspruchs und ist zunächst Aufgabe des Tatrich- • 
terso

Pas angefoohtene Urteil war daher aufzuhebenQ

Dr„ Kleinewefers Dr, Engels Martin

Hanebecfe PrB Bode
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